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Die erste Ausgabe von No. 2. der Ver-

fassunä
ist polizeilichmit Befchlag belegtknot-

den. a wir vermuthen, daß der Lettartikel:

»SchaffetFrieden im Lande«Anlaß zu der

l e eben hat, so lassen wir»hiermit
FrisgeküeqåeeerthAlsonnenteneine zweite Aus-

gabe zukommen,in der der Leitartikel durch
einen anderen ersetzt ist.

Was kann Ver Urwåhler""thun,"das-ess-
besser werde?

Wer seine Lage verbessernwill, muß vor allen Din-

gen die Gefahren abzuwenden trachten, die ihn noch
weiter rückwärts zu bringen drohen, und gleichzeitigmuß
·.k sich den Weg klar machen, auf welchem das Bessere
Dann geschafer werden kann.

Die Gefahren, die uns Alle politischbedrohen,kom-

men aber sämmtlichaus Einer Richtung, wenn sie auch
gelegentlichin doppelter Gestalt vor uns treten, nemlich
als Reaktion und Revolution.

Diese beiden undeutschenWorte haben nemlich einen
und denselben gemeinsamen Kern, der darin besteht,
daß Gewalt vor Recht geht. Wenn die Gewalt,
die vor Recht gehen will, sich selber in den Schein des

Rechts kleidet und ihren Zweck in äußerlichfriedlicher
Weisezu erreichensucht, nennt man sie heutzutageReak-

tion. Wenn die Gewalt, die vor Recht gehen will, aber

w«weit vorschreitet,daß sie endlich das Recht selber zur

Gewaltthat,zur Nothwehr der Verzweiflung treibt, oder
»Wenn lke selbst zum Schwerte greift, so entsteht die

RevOlUthUs die Steigerung der Reaktion.

»

Die Reaktion will auf ihren gewundeneu Wegen
statt des Rechtes das Vorrecht, und je größerund man-
ngfaltiger die Vorrechteeines Theiles der menschlichen
Yesellschaftsind, destogrößerund mannigfaltigermüssen
tut den andern Theil die Nachtheile und Leiden werden.

Zuletzt,freilicherst nach langen Verwüstungen,fallen
Diese Leiden sogar auf ihre Urheber von selbst zurück,
Denn das Gift der Uebelthäterschädigtnicht nur Andere,

sondern steckt in ihnen selbst und kommt endlichzum
Ausbruch. Will man also diese Gefahren beschwören,
so muß man aufrichtig,wachund treu das strengeRecht
zur Richtschnur seines ganzen Lebens machen und mit-

helfen, daß es zur öffentlichenGeltung komme: Dadurch
sammelt man zugleich feurige Kohlen auf das Haupt
seiner Gegner! Je mehr Gerechtigkeitaus diesem gan-
zen Thnn und Lassenredet, desto mehr Respekt bekommen
die Gegner dochvor uns, und den besserenunter ihnen
fallen die Schuppen von den Augen oder sie schämen
"«sichwefiigstensfEssendas Recht offen zu Felde zu zie-
hen» Wenn aber erst jeder männiglichdenkt: Thue
Recht und scheue Niemand, so entsteht in jedem
Dorf, in jeder Stadt, «uletztim ganzen Lande eine so
starke öffentliche Poieinungfür das Reclt, daß
die überbleibenden Reaktionäre in das Dunkel ihrerEr-

bärmlichkeitsichvon selbstverkriechen Viel Bächemachen
einen Strom. Jeder Urwählerist ein Bach. Ob Ge-

rechtigkeit oder Ungerechtigkeitoder gar Nichts in ihm
fließt, das ist seine eigene freie Wahl Von den Ur-

wählernalso hängt es ab, ob der Strom der Reaktion
das Land verwüstendüberzieht,oder die Gerechtigkeitzur
fruchtbringendenöffentlichenGeltung kommt.

Die zweiteGestalt, in welcherdie Gewalt, welchevor

dem Recht hergehen will, erscheint,ist die Revolution.
· Da bei Revolutionen das angegriffene Recht es zu

ein pflegt, das zuerst zu den Waffen greift, so lassensichManche täuschen,oder sehen in der, so zu sagen,
freiwilligen Revolution ein Heil für das Recht

Aber das ist ein schwererJrrthum Wenn ein Un-
terleibskranker sich durch täglichegesunde Bewegung in

frischer Luft kuriren kann, wird der wohl, bei einigem
Verstandes statt dessen irgendeine Pferdekur brauchen,
bei der er Leben und Alles riskirt? Dem Recht ist die

Gewaltthat so zuwider, wie dem Gesunden die Krank-

heit. Wo der Kriegszustand erklärt ist, wird das ge-
meine Recht aufgehoben, und der Bürgerkriegist unter

allen Kriegen der schrecklichste.Wer möchtedurch solche
Mittel seine Lage verbessern wollen, die Jedermann
fürchtenmuß wie eine Feuersbrunst? Jst es nicht ge-

-nug, daß wir es der Reaktion überlassen,ob sie in ihrer



Unverbesserlichkeitsich der Hervorrufuug solcherVölker-
brände schuldigmachen will?

»

Also Reaktion und Revolution, unser Aller gemein-
sameFeinde,wachsen aus Einem Kern, aus dem Grund-
saße: ·»Gewaltgeht vor Recht«

Wer mithin das Umgekehrtewill, daß also Recht
vor Gewalt gehe, der ist unser Mann, nenilich wenn
er es ernstlich will. Er fühlt sichdann selbst als
ein guter Mensch, er weiß, daß er damit dem Vater-
lande am bestendient, er hat keinen Menschen zu fürch-
ten, wenn ihn auch der Vorgesetzteeinmal schief an-

sieht,er hat die Achtungder Besten, und sorgt für sich
selbstaufs Beste, denn ehrlichwährtja docham längsten.

Mittel und Wege unsere Lage zu verbessern und
Reaktionwie Revolution fern zu halten, ist also klar:
Rechtmuß vor Gewalt gehen!

. Aber»das Recht geht nicht allein — wie die faulen
Schlasmutzenmeinen — sondern es geht gerade so weit
als die Menschen gehen, die das Recht lieb haben.
Wie weit es in Preußen gehen soll, das liegt also in
der Hand der Urwähler! Jeder Urwähler, der sein
Recht nicht übt, und nicht so übt, daßdurch seine Wahl-
stimme dem Recht vor der Gewalt eine Kraft zuwächst,
der dient der Reaktion und Revolution und schlägtsich
selbst in das Angesicht

Thut denn nun der preußischeUrwählerseineSchul-
digkeit,damit es besserwerde?

Ach, er hat kaum angefangen. Bei der letzten
Wahl z. B. haben nachweislich von 100 Urwählern in
erster Klasse 57—58, in zweiter Klasse 44—45, in

dritter Klasse gar nur 27—28 ihre Stimme abgegeben,
im Durchschnittalso nur 30—31, also noch nicht der
dritte Theil! Nun, Jhr Urwähler,was klagt Jhr denn
über allerlei Unbill, was klagt Jhr Menschen an, daß
sie Euch beschädigenund drücken — wenn der WahltFig
ruft und kaum ein Drittheil preußischerUrwählerhort
und kommt und wählt vernünftig,so hat er nur sich
selbst anzuklagenals Mitschuldigerdaran, daßdie Ver-

fassung noch keine volle Wahrheit, die Gerechtigkeitnoch
nicht in voller Herrschaft ist.

Politische Wochenfchau.

Preußen. Das Bündniß zwischenPreußen und Oesters
reich, welcheswährendder Dauer dieses Sommers die Heiß-
.poriie der rückwärts blickenden Partei mit der Hoffnunger-

iüllthat, es werde in jeder Beziehung eine vollständige
Rückkehrder alten Zeit angebahnt, steht augenblicklichaus

sehr schwachenFüßen. Die Ansorderungen,-welcheOefter-
reich in der Zollvereinsan elegenhteitan Preußenstellt, schei-
nen so unmöglichzu erfii en zu sein, daß die in Prag be-

gonnenen Unterhandlungen,trotz dergrösztenNeigung, das

politischeBiiudniß zwischenOesterreich und Preußen»durch
ein Zusammengehen in andelspolitischenFragen zu befestigen,
ohne ein wesentliches esultat abgebrochenwerdenmußten.
Während aber so das herzlicheEiiivernel)nie·ii«niitOesterreich
seinem Ende entgegen geht, hörtman verschiedentlich»davon
sprechen, daß an die Stelle diesesBündnisses»einBiindniß
zwischenPreußen und Frankreich treten wird, eine Nachricht,
welchedurchdie Reise des Herrn v. Bisinarck nach Frankreich
an Glaubiviirdigkeit gewinnt.

·
th Be ug auf die Ent'ckeidiin der Manns a e

-

e-
dleThatiadienicht11Uwichtiii,)daß fbeimBeginn rdresg
halbsahresnicht«nur diejenigenMannschaften entlassen sind
IVelchelchVIIdrel Bahre«langbei der Fahne gestanden haben-
sonderndaß auch von jeder Kompagnie20 Mann entlassen
imdz dle Erst Im Jahre 1862 eingezogen-wurden,also nur

zwethahregedient haben.
«

Der Abgeordnete LandgerichtsratlGrote,· «n O it
-

«

der Fortschrittspartei, ist voni DisziplinarhofedeglObJezktållikkk
nals zur Dienstentsetzungohne Pension verurtheiltxwokdm
Der Schlag trifft einen langjährigenBeamten, welcher1bis
dahin in dein Glauben gelebt hatte, daß man seinen Posten
treuFindredlichausfüllen und gleichzeitigfür Ausbreitungseiner
politkschenMeinung offen und ehrlichwirken könne, sehr hart,
um so mehr, als er in erster Instanz nur ur Zwangsma-
selzungund einer mäßigenGeldstrafe verurtheiltwar. Ein
gleiches Schicksalhat den AbgeordnetenParisius (qude.
legen) betroffen, welcher den Wahlaufruf der Fortschritts-
partei vom 12. Sept. v. J. mitunterzeichnet hatte.

Der. AbgeordneteHölzer (Daun), der seit dem Jahre
1849 ini preußischenAbgeordnetenhausegesessen,und zu den
entschiedenstenMitgliedern des Linken Centrums gehörte,ist
am 30. September d. J. gestorben.

SchleswigsHolsteiw Die Friedensverhandlungenzeigen
nochiinnierskeinesichereAussicht auf einen baldigen Abschluß;
sowohl in der»Grenzregulirungsfrageals auch in der Geldfrage
tauchenfortwahrendneue Hindernisse auf. Däneinark sträubt
sich sehr entschiedengegen die so gerechtfertigteForderung
der Herzogthümer,daßnett-TMSchulden des eheiriliiilisen Köniirei s sonder-—

"

ipa wel elau t«ä i
gukchdkeJFrciPkfeund die Sundzollentfchädigilliig)res::sisekitig
werden, getheilt werden. Um die Friedensverhandlungenzu
beschleunigen,ist die verbündete Armee angewiesenworden, in
Jntland mit größererStrenge aufzutreten.

Unterdesseiischeinenneue Verhandlungen zwischen dem

Herzog Friedrich VHL und dem preußischenHofe stattgefun-
den

Fuhaben-,Wenigstens wird die Anwesenheitdes Herrn
v. A)lefeldt, eines der Vertrauten des Her ogs, mit solchen
Verhandlungen in Verbindung gebracht. Hie vielfach ver-

lautet,»ist von preußischerSeite die Entlassungder jetzigenlibera-
len Rathe des Herzogs gefordertworden, eine Forderung, deren

Aufstellungzwar verschiedentlich ab eleugnet wird, die aber
durch die Sprache der offfziösenBlatter an Glaubuzürdigkeit
gewinnt. Ja, diese Blätter machen es sehr wahrscheinlich,
daß man noch über dieseForderung hinausgegangenist, und
von Schleswig-HolsteingroßeOpfer fordert, falls sichPreu-
ßen geneigt zei·en soll, den Schutz des neuen Staates zu
übernehmen. ö lich ist auch, daß hinter all diesen Ver-

handlungen, und )inter diesem scheinbar wechselndenBevor-

zugen bald des Oldenburgers und bald des Augustenburgers
noch immer die Absicht einer Annektion der Herzogthümer
seitens Preußens verborgen liegt.

«
· «

Hamburg Mit Ver·nügen berichtenwir, daß aUs dein

großen Vereinstage, wel en die Zünftler Deutschlandsin
Köln gehalten haben, der Vertreter der in Hamburglebenden
Anhängerdieser mittelalterlichen Einrichtung-erklärthat, daß
außer ihm nur noch ein Mitglied in dem gesetzgebendenKör-
per sei, welchesdiese Richtung vertrete; alle iibri en hatten
erkannt, daß der Wohlstand des Volkes nur duk die volle

Gewerbefreiheit gefordert werde.
Hannover. Trotzdem, daß die Erneuerung»desZollver-

eiiisvertrages der Genehmigungdurch die Staer bedarf,
zweifelt man doch daran, daß dieselbennoch m dleiem Jahre
wieder zusainmenberufenwerden.

, «

Nagan Die Mitglieder der liberalen Partei werden in

diesem »aiide wie »Verbrecher«behandelt, wenigstenshatten



«

e neulicheine eselligeVersammlung der-

Fbsäelsltsödrcstegzåvålellen bei sich.Dieklerikale Partei dagegen
welchedie RiegierungUUtekstÜtzt-hat Volle Freiheit für Ihre
as itation zu sen Wahlen,und ihr steht auch die »nassauische

Hcsndcszethngiszur Verfügung,in welcher den Liberalen ganz

offen vorgewocfenwird, sie wollten die Verfassungbrechen.
Baden, Es hat sichin den letzten Tagen eine deutsche

Fortschrittspartei in Baden gebildet, welche ihr Pro-

gramm veröffentlichthat. Dieses Programm, welchessich
uber alle vorliegendenFragen ausspricht, verlangtdie Scho-
pfung eines deutschenBundesstaates durch Einberufungeines

deutschenParlaments, welches aus Grundlageder Reichs-ver-
fassiing voni Jahre 1849 die Reichsustande feststellen soll.
Jii den inneren Fragen stellt das »ro ramm Forderungen
auf, deren Durchführungnicht nur in aden ·hochstwun-

schenswertherscheint. So verlangensie vollstandige Tren-

nung der Schule von der Kirche und Unterordnungder

ersteren unter den Staat, Einführungder Civilehe,Umgestal-
tung des Heerwesensauf-Grundlageallgemeiner Wehrpflicht
und kurzerDienstzeit u. s. f.

» » ·

Patern. Herr v. Schrent, welcherso«eifrig·gegenden

Zutritt Baierns zum rekonstruirtenZollverein gekampft,«und
sogar mehrmals mit seinem Rücktritt gedrohthat,»ist setzt,
nachdem die baierische Regierung endlich die Wunscheder

ganzen Bevölkerungerfüllthat und dem Zollverein beigetre-
ten ist, von seinem Posten abgetreten.

» »
» » » »

Oesterreich.Durch den

Abschluß
der
sranzåsisch-·italienisschen Konvention soll die beabichtigte Armee- eduktion un-

ttt Diese Perringerung der Armee ist
aber durch die Finanzlage des Kaiserstaatesdringendgeboten,
und die Schwierigkeiteneiner Anleihewerden sichwohl von
Neuem gesteigerthaben. Die Verlegenheit,welchedurchdiese
Konvention in Wien hervorgerufenist, ist aber nicht allein

sinanzieller Natur, die Gefahr eines neuen Kriegesin »Sta-
lien hat in Wien von Neuem das Bedürfniß nach Bund-
nissen mit andern Staaten-rege gemacht, und man versucht
es jetzt·giesst-zeitigmit Rußland,Preußenund England-

Zu der politischenNiederlage, welcheOesterreichbefürch-
tet, kommt auch noch die Niederla e auf dem handelspoliti-
schen Gebiete. «Der Zollverein it vollständigwieder her-
.es·tellt, und die Versuche Oesterreichs, entweder in eine

golleinigungmit ihm zu treten, oder doch eine ganz beson-
ders günstigeStellung ihm gegenübereinzunehmen,durch
welchedie vorgeschützteZusammengehörikeit angedeutetwer-

den sollte, sind ·escheitert.Ob Oesterrei daraus die Lehre
ziehen wird, dassein Einfluß in Deuts land so gering ist,
daß er dem materiellen Interesse e enüber nicht aufkommen
kann, und ob es künftigdemgemäßghandelnwird, das ist zu
bezweifeln-

Italien. Ein neues Ministerium at es übernommen,
die·Konventionmit Frankreich, deren bschlußdes vorige
Ministerium gestürzthat, zur Ausführung zu bringen. Je

mledie Kenntniß dieser Konvention in das Volk dringt, je
me r überzeugtman sich von der Nützlichkeitderselben.
Wenn sie auch nicht augenblicklichalles gewährt,was die

Vakeklcindsfreundewünschenmüssen,so gewährtsie doch das,
Was Un.Augenblickzu erreichenwar, und läßt die Erreichung
des UVVUJMin nicht allzulanger Zeit hoffen.

SPUMFU: Das neue Ministerium, obgleichder entschie-
densten Rucklchflttsparteiangehörig,hat den Antritt der Re-
ieklmg Mit Wem btitzierkenswerthenAkt gekennzeichnet:es

Mk Tugevkdnekydaß ismmtlichein den letzten Ja)ren bezahl-
ten Dtrafen für Preßpergcheuzurückgezahltwerden sollen,
Und zwar Nicht UUV die VIIIStrafe gezahlte Summe, son-
dern alzchdie Zinsen derselbenwerden von der Staatskasse
ziiriickerstattet.

Amerika. Während an der Gren e der Nord- und Süd-
staaten das Kriegsglückhin und hers wankt, sich jedochiii

letzter Zeit entschiedenmehr dem Norden zuwendet,ist an der

Siidgrenze des alten Unionsgebietes ein Freignißeingetreten,
dessenTragweite nach zwei Seiten hin nicht zu unterschätzen
ist. Der Ex-Präsident der ehemaligen Republik Mexiko,
Juarez, ist, von den kaiserlichenTruppen gedrängt,aus das

Gebiet der Vereinigten Staaten iibergetreten.·Anstattaber
die Waffen niederzuleiem hat er erklart, daß«er ein Hiilfs-
korps der nordstaatli )en Armee sei. Da ein solcherSchritt
aller Wahrscheinlichkeitnach nur in Uebereinstimniungmit
dem Präsidenten der Vereinigten Staaten geschehenist, so

gewinnen dadurch die Nordstaatler ein trefflichgeschultesHeer
mit guten Ofsizierenzwelches auf den Verlauf des Krieges
nicht ohne Einfluß sein wird. Außerdemaber hat Präsident
Lincoln doch sicherdem Juarez auch seine Hülfe versprochen,
sobald die Ruhe in der Union hergestelltist, und mit dieser
Hülfe wird es alsdann dem Juarez leichtwerden, das Kaiser-
reich von Napoleons Gnaden über den Haufen zu stürzen,
und den Kaiser Maximilian zu zwingen, das Land wieder zu
verlassen.

Der beendete Krieg und die Militårfrage.
Die »Provinzial-Korrespondenz«,welche in sehr vie-

len Exemplaren im Lande verbreitet wird, und von

welcher nur selten Aeußerungen an die Oeffentlichkeit
gelan»en, hat sich über die Wirkung, welche der Krieg auf
die ntscheidung der Militärfragehaben wird, in folgender
Weise ausgelassen: »Es erscheintgeradezu unmöglich,daß die
Erfahrungen nnd die Errungenschaften dieses Krieges nicht
wesentlichdazu beitragensollten, den Widerspruchgegen die

Armee-Reorganisationabzuschwächennnd deshalb die Ver-

ständigungiiber die Militärfragezu erleichtern.
Die Armee, so wie sie ist, hat die Kriegsprobe, auf

welche sie gestellt worden, so glänzend,so ruhmvoll bestan-
den, daß es ein freventlicherLeichtsinn, daß es Verrath am

Vaterlande wäre, an ihren bewährten Einrichtungen auf
Grund bloßerParteimeinungenvon Neuem rütteln zu wol-
len. So lange unser Heer keine Gelegenheit gehabt hatte,
seine Kriegstüchtigkeitim ernstenKampfe zu bewähren,konn-
ten allerlei Zweifel an der Zweckmäßigkeitder Einrichtnn en

mit mehr oder weni er Schein von Berechtigung erlo en

werden« Zwar beru)ete die jetzige Organisation ausder

langjährigenErfahrung und

gewåssenhaftenFürsorgedes kö-

niglichenKriegsherrn und der tü tigsten Militärs; aber die

Vortrefflichkeitderselben konnte, so lange die wirklicheEr-

probung fehlte, Niemandem geradezu bewiesen werden, und
wenn in den Zeitungen nnd im Landtage, zum Theil von

früheren Militärpersonen, mit großerSicherheit behauptet
wurde, daß unser Heer auf andere Weise besser einzurichten
wäre, so war es kein Wunder, daß das Land darüber zwei-
felhaft und bedenklichwurde. Jetzt steht es damit jedenfalls
anders: von den Einrichtungen, die wir haben, wissen wir

durch eine ruhmvolle Erprobung, daß sie vortrefflichsind, —

andere, die man an ihre Stelle setzenmöchte,können mög-
licherweisesehrgut sein, aber es ist fürersteben nur mög-
lich, es ist nicht erwiesen. Wenn nun die Regirung das er-

probte Gute festhalten und nicht gegen Ungewisses und

Zweifelhaftes daran geben will, so wird ihr darin unzweifel-

haft
das preußischeVolk, welches mit Freude und Stolz auf

eine treffliche von ganz Europa bewunderte Armee blickt,
zur Seite

stehen«Jn die en Zeilen ist deutlich zu erkennen, daß der Ver-

fassergar nicht weiß,uui was man sich ini Landtage bei der

Militärfrage gestritten hat. Nur dadurch ist es möglich,dass
er ein Riitteln an der jetzigen Organisation ,,freiusntlichen



Lei tsinn, ja Veirrath am Vaterlande« nennen kann. Ein
sol es Schimpfen aus die Gegner ist weder geeignet die
Versöhnungmit ihnen anzubahnen, welche der Schieiber
doch zu»wünschenvorgiebt, noch sie zu überzeugen.Die
Opposition im Landtage hat niemals die Tüchtigkeitnnserer
Armeeverkannt, sie hat im Gegentheil ihr Vertrauen in
diese Tüchtikeit noch in der letzten Session dadurch aner-

kannt- daß siedem jetzt beendeten Kriegevon vornherein ein
lV hohes Ziel steckenwollte, daß nur eine allerseits als tüch-
tig anerkannte Armee ihm gewachsensein konnte. Was
machtaber eine Armee tüchtisTZDoch nur der Geist, der
ile belebt-·UUPden Jeder,webcherin die Armee eintritt, von

Hause mitbringen muß, der in Schule und Leben vorher
dein Manne anerzogen sein muß, und die militärischeAus-
bildung. lieberBeidesist niemals im Lande und i1n·Land-
tage Streit gewesen. Für Hebung der Schulen und für
Entwickelungeines

»

starken vaterlandsliebendenGeistes und

NutchesdurchGewahrungder freiestenEntfaltung der Kräfte
Der OUVSEVhat der Landtag jederzeit eingestanden·Man
hat nur gestritten über die Zahl der im Frieden zu stellen-
den«Truppenund über die Zeit, welche zur niilitärischen
Ausbildungdes Einzelnen nöthig ist. Was das Erstere an-

langt, so kann man doch das wahrlich nicht sagen, daß die

70i900Mann Soldaten, welche in Schleswig so ruhmvoll
gekampft,das nur darum gethan und gekonnt haben,
weil sie wußten,daß noch 121,000 Andere Gewehr bei FUB
tm Lande standen. Das wäre eine Verleuindung der Bra-

ven. Und ebenso wenig kann man sagen, dasz die 70,000
Kampfernur aus einer Armee von 213,000 Mann zu neh-
men gewesensind, daß die alte Armee von· 153,000 iann
dazu zu klein gewesenwäre. Für den Streit, der in ezug
aus die Armee geschwebthat und noch schwebt, ob iin Frie-
den 213,000 oder nur 153,000 Mann Soldaten gehalten
werden sollen, kann also der jetzt beendete Krieg gar Nichts
beweisen. Mindestens nur das Gleiche, d. h. auch gar
Nichtsist durch den jetzigenKrieg für den cndern Streit be-

Wkesenworden, ob zur vollen militärischenAusbildung des

Einzelneneine dreijährigeDienstzeit nöthig ist, wie die Re-

glekUUg behauptet, oder eine zweijährigeDienstzeit genügt,
wie der Landtagnamentlich deshalb behauptet, weil sie wäh-
rend 20 Jahren, wo wir sie gehabt haben, ausgereicht hat,
Auch für diese Differenzkann der jetzt beendete Krieg Nichts
beweisen, weil natürlichvon den 70,000-Mann Kämpfernin
Schleswig nur etwa 20,000 3 Jahre-, 50,000 aber, also mehr
wie noch einmal so viel, nur 2 Jahre und nicht einmal

2 Jahre gedient·hatten,»wiedas ja in jeder Armee noth-
wendig der Fall seinamuß. Alle Soldaten in Schleswighaben
aber gleichbravgekampst.Man·kann also gewißnicht sagexp
daß der Kriegbewiesenhat, daß nur eine dreijährigemilita-
kischeDienstzeit einen giiten»Soldatenbildenkann, denn die

dreijährigeiiwaren in der Pilnderzahl» Die Zahl der im Frie-
den zu haltenden Soldaten und die Langeder Dienstzeitsind
aber die Hauptstreitpuiiktein der MixitarfragezwischenRe-

gierung und Abgeordnetenhausgewesen- Alles Andere ist
Nebensache. Jn diesen beiden HAUPsineUhat das,Abgerd-
netenhaus bisher der Regierung widerstanden-Well es dem

Lande eine Erleichterung in der StelzeklastVon Mehkeken
Millionen Thalern jährlichverschaffenmochte,Und es hat durch
seine Opposition schon die Regierung dazll bestlmmki»Den
Steuerzuschlag von 250-0, welchen wir 2 Jahre lang haben
zahlen müssen,nicht mehr in Anspruch zu nehmen.Der

Streit über die Militärfrage ist, wie er sich außerlichdar-

stellt, wesentlich einIStreit über die Höhe der vom Lande

für seine Vertheidi ung zu zahlende Geld- und Blut er

und wir zweifelnnigchhdaß das Volk bei der Ausfecfhkiing
dieser·Strektsrageauf Seiten derer stehenwird, welche die-
selbe so weit erniedrigen wollen, als dies ohne Schwächungder Wehrkraft des Volkes geschehenkann.

Sprechfaal.

Billiger Lohn. Einer der ergebenstenAnhängerNa-
poleons war der KönigFriedrich August von Sachsen. Nach
der Schlacht bei Leipzig,in der seine Truppen, deutscherge-
sinnt als ihr König,zu den Verbündetenübergingen,wurde
er in der erstürmten Stadt gesan en genommen. Man

brachteihn nach Friedrichsfeldebei D erlin. Die Regierung
Sachsens übernahm die sogenannte Centralverwaltung,an
deren Spitze der großeMinister Freiherr von Stein stand.
Natürlichwurden der

Centralverwaltunkgauch die Landes-
kassenüberwiesen. Der General-Steuer assenrendant B . . .,

der an das sächsischeKönigshaus eine großeAnhänglichkeit
hatte, glaubte seinenPatriotismus nicht be ser beweisen zu
können,als daß er mehrere Millionen aus seiner Kasse bei

Seite brachte. Jn der damals allgemein herrschendenVer-
wirrung wurde das nicht bemerkt. Als nun der König
Friedrich August 1815 in sein verkleinertes Land urückkehren
durfte, da ließ B . .

.- bei demselben um eine Ludienz bit-
ten; er habe, erklärte er, dein Königeeine sehr wichtigeMit-
theilung zu machen. Jn Sachsen war jedoch eine strenge
Hofetiketteund der Königkonnte mit Niemandem sprechen,der

nicht mindestens MajorsrangDhatte,und B . . .’s Stelle
atte keiiienssiwshWZk «» THAUNEUZkonnte also nicht
ewilligt werden. Da man indeß den alten Beamten als

einen treuen Anhängerkannte und wußte,daß er gewißnur
aus einem wichtigenGrunde um die Audienzgebeten hatte,
und ei- sichweigerte, einem AnderenMittheilung su machen,
so wurde der Minister von Zeschwitzfür diesen sesonderen
Fall als Stellvertreter des Königs bevolliiiachtigt.B » .

erschien vor ihm, theilte ihm mit, wie er 1813 das Geld für
seinen königlichenHerrn-beiSeite geschafftund wo er es

angelegt habe. Der Minister war natur-lichsehr erfreut und

berichtete die Sache sofort dein Könige. Friedrich August
sagte darauf: »Ei, das ist«ja sehr schön, mein lieber Besch-
witz; aber wie kommenwir um denDank?«Der Minister
erwiderte schnellgefaßt: ,,Majestat, wir gehen ihm einen
Verweis.« — Und so geschahes. B . .. erhielt ein Schrei-
ben, in dem seine gute Gesinnung lzwar

anerkannt, das Geld
auch angenommen, ihm aber doch edeutet wurde, daß seine
Handlungsweise eine sehr eigenmächtigegewesenund nur die-

ses Mal aus besonderer Huld von Sr. Majestät verzielen
werden solle. So war die Sache für die Regierenden a er-

dings recht geschicktgeordnet;B . .. indeß war so thöricht,
sich den erhaltenen Verweis zu Herzen zu nehmen und sich
darüber zu grämen. Er starb schon1816.

Briefkaften.

Auf einige an uns gerichtete Anfragen bemerkenwir,
daß möglicherweiseeinigenPostanstaltendie ofsizielleAnzekgteüber das Erscheinenunseres Vlattes verspatetzugegangen

i .

Jetzt sind hoffentlichalle Postamterbenachrichtigt,o daß der

Annahme von Abonnements keine Schwierigkeitenmehr ent-
gegenstehenwerden.

.
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Die Reduktion der Verfassungs-

Briefe an die Redaktion werden franco erbeten.
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